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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die Inkraftsetzung 
des Abkommens über den internationalen Transport von verderblichen 
Nahrungsmitteln und die für diesen Transport zu benutzende 
Speziaiausrüstung (ATP) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 75 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Abkommen vom 1. September 1970 über den 
internationalen Transport von verderblichen Nah- 
rungsmitteln und die für diesen Transport zu be- 
nutzende Spezialausrüstung ist bis zum 31. März 
zur Unterzeichnung, nach diesem Zeitpunkt zum 
Beitritt der Mitgliedstaalen der Wirtschaftskommis- 
sion für Europa und der Staaten mit beratendem 
Status in der Wirtschaftskommission aufgelegt wor- 
den und tritt am 21. November 1976 in Kraft. 

Das Inkrafttreten des ATP ist geeignet, die Bedin- 
gungen für die Qualitätskonservierung bei verderb- 
lichen Nahrungsmitteln während ihrer Beförderung, 
insbesondere im Handel zwischen der Gemeinschaft 
und dritten Ländern zu verbessern; ferner ist die 
Verbesserung dieser Konservierungsbedingungen 
geeignet, den Handel mit verderblichen Nahrungs- 
mitteln zwischen der Gemeinschaft und dritten Län- 
dern zu steigern. 


Nur das Inkrafttreten des ATP- Abkommens ver- 
mag eine einheitliche Regelung für den internationa- 
len Transport verderblicher Waren in der größtmög- 
lichen Zahl von europäischen Ländern einzuführen. 

Der im ATP geregelte Sachverhalt fällt in den 
Gemeinschaftsbereich, der die gesundheitlichen und 
hygienischen Bedingungen für die Beförderung von 
Fleisch innerhalb der Gemeinschaft und die Einfuhr 
von Fleisch aus Drittländern regelt, und in den 
Bereich der gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft und des Verkehrs. Daher fällt der 
Abschluß dieses Abkommens in die Zuständigkeit 
der Gemeinschaft. 

Die Verhandlungen über das ATP sind jedoch vor 
Ablauf der Übergangszeit beendet worden, und der 
derzeitige Wortlaut des Abkommens gestattet der 
Gemeinschaft nicht, diesem beizutreten. Die besonde- 
ren Umstände bei den Verhandlungen rechtfertigen 
es, daß die geschlossen im Interesse der Gemein- 
schaft und für sie handelnden Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft in Vorwegnahme eines späteren Bei- 
tritts der Gemeinschaft ihre Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden gemeinsam hinterlegen — 


1) 64/433/EWG, Richtlinie vom 26. Juni 1964, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 vom 29. Juli 

1974 

71/118/EWG, Richtlinie vom 15. Februar 1971, Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 vom 
8. März 1971 

72/462/EWG, Richtlinie vom 12. Dezember 1972, Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 302 vom 
31. Dezember 1972 

75/431/EWG, Richtlinie vom 10. Juli 1975, Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 192 vom 24. Juli 

1975 
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten ratifizieren das Abkommen 
über den internationalen Transport von verderb- 
lichen Nahrungsmitteln und die für diesen Trans- 
port zu benutzende Spezialausrüstung vor dem 
21. November 1976 oder treten ihm vor diesem 
Zeitpunkt bei. 

2, Sie übermitteln dem Sekretariat des Rates unmit- 
telbar nach dem Abschluß des Ratifikations- oder 
Beitrittsverfahrens ihre Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden. 


3. Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden der 
Mitgliedstaaten werden von dem Vertreter des 
Mitgliedstaates, der im Rat den Vorsitz führt und 
für die Gemeinschaft handelt, zu einem Zeit- 
punkt, der dem 21. November 1976 möglichst 
nahe kommt, gemeinsam beim Generalsekretariat 
der Organisation der Vereinten Nationen hinter- 
legt. 


A r t i k el 2 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. August 1976 - 14 — 680 70 ~ E — Ve 36l76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. August 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


1. Am 1. September 1970 hat die Wirtschaftskom- 
mission der Vereinten Nationen für Europa das 
Abkommen über den internationalen Transport von 
verderblichen Nahrungsmitteln und die für diesen 
Transport zu benutzende Spezialausrüstung (ATP) 
veröffentlicht. 

Das Abkommen wurde am 31. Mai 1971 zum Beitritt 
aufgelegt und tritt, da es seither die Zahl der erfor- 
derlichen Beitritte erreicht hat, am 2. November 1976 
in Kraft. 

Die neun Mitgliedstaaten der Gemeinschaften haben 
an der Ausarbeitung des ATP mitgewirkt, das von 
Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland 
schon ratifiziert worden ist. 

Nach dem ATP-Abkommen müßten tiefgekühlte oder 
gefrorene Nahrungsmittel und Milcherzeugnisse, 
Fleisch, Fisch und Wild im Eisenbahn- und Straßen- 
verkehr oder im kombinierten Verkehr Schiene/ 
Straße zwischen den Mitgliedstaaten je nachdem in 
Kühlwagen oder Kühlmaschinenwagen, die genauen 
Normen und Bedingungen entsprechen, befördert 
werden. 

2. Die Kommission mißt dem Inkrafttreten des 
ATP, das sie als eine wesentliche Voraussetzung 
der Einführung einer einheitlichen Regelung für die 
Beförderung verderblicher Nahrungsmittel in einem 
über das Gebiet der neun Mitgliedstaaten hinaus- 
gehenden Raum ansieht, große Bedeutung bei. Das 
Inkrafttreten des ATP hat unbestreitbar den Vorteil, 
die Konservierungsbedingungen verderblicher Nah- 
rungsmittel während der Beförderung, insbesondere 
im Handel zwischen der Gemeinschaft und dritten 
Ländern zu verbessern; das Abkommen kann durch 
die Verbesserung der Konservierungsbedingungen 
ferner den Handel mit verderblichen Nahrungsmit- 
teln zwischen der Gemeinschaft und dritten Ländern 
steigern. 

3. Innerhalb der Gemeinschaft unterliegt die Beför- 
derung bestimmter verderblicher Nahrungsmittel 
zwischen den Mitgliedstaaten folgenden Hygiene- 
vorschriften der Gemeinschaft: 

— der Richtlinie 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 
1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit fri- 
schem Fleisch, 

— der Richtlinie 71/118/EWG des Rates vom 15. Fe- 
bruar 1971 zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim Handelsverkehr mit frischem Geflügel- 
fleisch (Anhang I, Kapitel IX, X und XI), 

— der Richtlinie 72/462/EWG vom 12. Dezember 
1972 zur Regelung viehseuchenrechtlicher und ge- 
sundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rin- 
dern und Schweinen und von frischem Fleisch aus 


Drittländern (Anhang I, Kapitel IX, XII und 
XIII); 

— der Richtlinie 75/431/EWG vom 10. Juli 1975 zur 
Änderung der Richtlinie 71/118/EWG zur Rege- 
lung gesundheitlicher Fragen beim Handelsver- 
kehr mit frischem Geflügelfleisch. 

Die Gemeinschaftsvorschriften und die geplanten 
ATP-Normen stehen einander nicht entgegen. 

4. Die dänische Regierung hat der UN-Wirtschafts- 
kommissibn und der EG-Kommission einen Vor- 
schlag unterbreitet, das ATP durch Vorschriften für 
die Überwachung der Unterhaltung von Fahrzeugen, 
die für die Beförderung verderblicher Nahrungsmit- 
tel eingesetzt werden, zu ergänzen bzw. die ATP- 
Vorschriften für die Höchsttemperatur und die Beför- 
derung von Butter, Fisch und Milch zu ändern. 

Diese Regierung hat die Vorschläge in der Sachver- 
ständigengruppe für verderbliche Nahrungsmittel 
der UN-Wirtschaftskommission zurückgezogen, bis 
eine Entscheidung auf Gemeinschaftsebene getroffen 
wird. 

Diese Fragen sind in der Kommission und im Rat 
erörtert worden, ohne daß es sich derzeit als möglich 
gezeigt hätte, sich einem gemeinsamen Vorgehen im 
Hinblick auf die Vorlage eines Antrags auf Ände- 
rung des Abkommens zuzuwenden. So kam man 
überein, daß vor allem ein möglichst baldiger Bei- 
tritt der Gemeinschaft erforderlich ist, um in diesem 
Verkehr zwischen den Neun oder bestimmten EG- 
Ländern und dritten Unterzeichnerländern das Ab- 
kommen unterschiedlicher Regelungen zu vermei- 
den. 

5. Die ATP-Regelung für die Beförderung verderb- 
licher Nahrungsmittel ist auch für die gemeinsame 
Verkehrspolitik von großem Interesse. 

Für die Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun- 
gen und das Funktionieren des Verkehrsmarktes 
wäre es sehr nachteilig, wenn Verkehrsunternehmer, 
die auf die Beförderung solcher Lebensmittel spezia- 
lisiert sind, unterschiedliche Regelungen beachten 
müßten, was der Fall wäre, wenn nicht alle Mitglied- 
staaten die ATP-Bestimmungen anwenden würden. 

6. Da der in dem ATP geregelte Sachverhalt in den 
Geltungsbereich der Gemeinschaftsregelung über die 
Hygienevorschriften für die Beförderung bestimm- 
ter verderblicher Nahrungsmittel fällt, sollte das 
Abkommen in bezug auf die Gemeinschaft grund- 
sätzlich gemäß Artikel 228 geschlossen werden. Die 
besonderen Umstände beim Aushandeln dieses Ab- 
kommens können es jedoch rechtfertigen, dieses auf- 
grund des Urteils des Gerichtshofes in der Rechts- 
sache 22/70 vom 31. März 1971 ausnahmsweise nach 
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einem ad-hoc- Verfahren zu sdiließen. Bei einem sol- 
chen Verfahren könnten die Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden der Mitgliedstaaten, die gemeinsam 
im Interesse der Gemeinschaft und für sie handeln, 
gleichzeitig hinterlegt werden. Der gemeinschaftliche 
Charakter dieser abgestimmten Maßnahme wird da- 
durch unter stri dien, daß die Urkunde der Mitglied- 
staaten von einem einzigen Bevollmäditigten, näm- 
lidi vom Vertreter des im Rat den Vorsitz führen- 
den Mitgliedstaates hinterlegt werden. 

Die französische und die deutsche Regierung, welche 
die Urkunden über den Beitritt zu diesem Abkom- 
men bereits hinterlegt haben, werden das General- 
sekretariat der Vereinten Nationen, damit ihr Bei- 
tritt in das Gemeinschafts vergehen einbezogen wer- 
den kann, in einem Schreiben darauf hinweisen, 
daß der Beitritt im Namen der Gemeinschaft und für 
sie geschehen ist. 
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